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Das StmGEV informiert

Häufig werden Fragen an das Bayerische Staats-
ministerium für Gesundheit, Ernährung und Ver-
braucherschutz (StmGEV) herangetragen, die
sich auf die Umsetzung der Pockenimpfung be-
ziehen. Da diese Fragen von allgemeinem Inter-
esse sind, veröffentlichen wir die Antworten auf
die häufigsten Fragen aus dem gegenwärtigen
Erkenntnisstand heraus.

Wie sollen sich frisch geimpfte Ärzte verhal-
ten, die im Rahmen ihrer normalen Berufs-
ausübung täglich mit potenziell gefährdeten
Personen umgehen?

Das Risiko einer so genannten „Vaccinia trans-
lata“ wird in der Literatur als sehr gering an-
gegeben. Die verlässlich dokumentierten Fäl-
le zeigen nur Übertragungen auf, bei denen
direkter Hautkontakt (oder indirekter zum
Beispiel über gemeinsam benutzte Handtü-
cher) mit der Impfstelle des Geimpften er-
folgte, es sich also um enge familiäre/partner-
schaftliche Kontakte handelte. Bei realen
ärztlichen Tätigkeiten frisch Geimpfter mit
normaler Oberbekleidung und Kittel, sowie
bei sorgfältiger Händedesinfektion mit einem
viruziden! Mittel, vor allem nach Berühren
der eigenen Impfstelle, wird somit kein Risi-
ko bestehen. Ein generelles, mehrtägiges (bis
zum Schorfabfall) Beschäftigungsverbot für
medizinisches Personal lässt sich hiermit
nicht begründen. Frisch geimpftes medizini-
sches Personal sollte aber sicherheitshalber
nur in Bereichen arbeiten, in denen ein enger
Kontakt mit besonders gefährdeten Personen
(zum Beispiel Immunsupprimierte) ausge-
schlossen werden kann. Nach einer Empfeh-
lung des Robert-Koch-Instituts sollte gene-

rell ausgeschlossen sein eine Tätigkeit in der
Intensivmedizin Geburtshilfe, Gynäkologie,
Chirurgie, Pädiatrie und Dermatologie.

Der Vaccinia-Impfstoff ist derzeit nicht zu-
gelassen. Wer haftet bei Impfschäden durch
den Pockenimpfstoff?

Das Problem, dass der Impfstoff nicht zuge-
lassen und somit nicht verkehrsfähig ist, wird
durch eine entsprechende Verordnung des
Bundes auf der Grundlage von § 79 des Arz-
neimittelgesetzes gelöst. Für den Fall einer
zum Schutz der Bevölkerung notwendigen
Impfkampagne im Sinne einer Riegelungs-
oder Massenimpfung hat das zuständige
Bundesministerium eine Verordnung nach
§ 20 Abs. 6 Infektionsschutzgesetz (IfSG)
vorbereitet (Impfpflicht). Dies hat die in § 60

Die Bundesopiumstelle weist aktuell nochmals ausdrücklich auf die Verpflichtung hin, gemäß
§ 5 a Abs. 2 Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung (BtMVV) substituierte Patienten
mit einem bestimmten Formular an das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte
(BfArM – Substitutionsregister) zu melden.

Entsprechende Informationen zum Substitutionsregister finden Sie im Internet auf der Web-
seite des BfArM unter www.bfarm.de im Abschnitt „Betäubungsmittel/Grundstoffe“. Das
Meldeformular ist elektronisch ausfüllbar und speicherbar.

Alternativ können die entsprechenden Unterlagen beim BfArM,
Kurt-Georg-Kiesinger-Allee 3, 53175 Bonn, angefordert werden.

Bioterrorismus – Häufig gestellte Fragen zum Thema
„Pocken und Pockenimpfung“

Abs. 1 IfSG für Impfschäden genannten ver-
sorgungsrechtlichen Konsequenzen.

Wie soll sich der niedergelassene Arzt bei
Anfragen besorgter Patienten äußern, die
sich vorsorglich impfen lassen wollen?

Derzeit gibt es keinen zugelassenen Pocken-
impfstoff. Damit ist in der jetzigen Phase Po-
ckenimpfstoff für den einzelnen niedergelas-
senen Arzt nicht verfügbar. Eine Vaccination
zum gegenwärtigen Zeitpunkt (kein Pocken-
fall weltweit) für die Bevölkerung ist nicht
notwendig und wegen möglicher Ne-benwir-
kungen und Impfschäden auch nicht zu emp-
fehlen. Die Verimpfung eines nicht zugelasse-
nen und nicht verkehrsfähigen Impfstoffs
kann haftungs- und strafrechtliche Folgen
haben.

Verpflichtung substiuierender Ärzte zur gesetzes-
konformen Meldung von Patienten an das BfArM


